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Der 10 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 22° März 1968 durch

Bundesrichter Dr° H a u g
3

— Vorsitzender -‚
}

Bundesrichter Dr° S c h u h e r t 9
%

Bundesrichter H e y e r , .
{

Bundessozialrichter Dr° E b e r 1 e und

Bundessozialrichter D e m b o w e k i
V

3

für Recht erkannt; " .1Ä
\

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 14° Dezember

1966 aufgehoben„

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung9

an das Landessozialgericht zurückverwiesen° ‘
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Klägerin

Hinterbliebenenrente zusteht°

Die 1951 geborene Klägerin hatte im Juni 1955 den im

April 1927 geborenen Vertreter Lothar M:::::geheiratet„

Aus der Ehe ist ein im Mai 1956 geborenes Kind hervor-6

gegangen° Außerdem hatte die Klägerin noch ein im April

1954 geborenes uneheliches Kind in die Ehe gebracht° ‘

Am 17° April 1962 wurde die Ehe in Abwesenheit des ahe—

mannes - er hatte seine Familie mit unbekannten Aufent_

halt verlassen — aus dessen alleinigem Verschulden

geschiedeno Das Urteil ist am 5° Juli 1962 rechts—

kräftig gewordene Am 80 Juli 1965 ist er in Frankreich

bei einem Arbeitsunfall tödlich verunglückt°

Das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz hat unter :
Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts (SG) Speyer

vom 110 März 1965 und des ablehnenden Rentenbescheides4jf

vom 4° September 1964 die Beklagte verurteilt, der
Klägerin Hinterbliebenenrente aus der Angestellten- i

versicherung des Verstbrbenen vom 10 Juli 1965 an
zu gewähren° Dieser hätte ihr nach 5 58 des Ehege—y

setzes (EheG) vom 200 Februar 1946 als der für allein

schuldig erklärte Teil zur Zeit seines Todes„its. '

.".

Unterhalt leisten müssen° Er habe nach den Angaben

des französischen Versicherungsträgers zur Zeit seines'

Todes ein Jahreseinkommen von rund 7„2oo,—— DM = 600,—- D?

monatlich gehabt° Den Umständen nach könne ohne weiteres

davon ausgegangen werden, daß sein Einkommen zur Zeit '

der Scheidung etwa die gleiche Höhe gehabthabe° '

Als angemessener Unterhalt der Ehefrau sei im all;
gemeinen ein Drittel bis ein Viertel des Netto—

einkommens des Mannes anzusehen‚ wobei allerdings;

zu berücksichtigen sei, daß der Versicherte auch_

..}.-
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noch für sein eheliches Kind Unterhalt hätte leisten

müssenc Aber selbst wenn man dafür 100 bis_2oo DM

monatlich abziehen Würde, wäre er bei seinem Ein“
kommen immer noch in der Lage gewesen? mindestens

ioo‚—— DM monatlich Unterhalt zu zahlen (600,—— °/„

2oo,—— =
■oo;—:4ä ioo‚-— DM)O Es komme daher ent—

scheidend darauf an9 ob die Klägerin auch bedürftig

gewesen sei„ Die Beklagte und das SG hätten das ver—

neint9 weil die Klägerin seit dem 40 November 1960

in den Abendstunden in der Schnellimbißstube ihrer

Eltern arbeitet„ wofür sie monatlich 554,—— DM

brutto sowie freie Kost während der Arbeitszeit

erhält. Entgegen BSG 9‚ 86 seien aber die Erträg—

nisse einer Erwerbstätigkeit auf den Unterhalt der

Ehefrau nur.anzurechnen, wenn ihr die Arbeit auch

zuzumuten sei„ Hieran fehle-es bei der Klägerin‚ da

sie zwei schulpflichtige Kinder zu versorgen habeo

Sie habe nur aus Not gearbeitet, weil ihr früherer

Ehemann sie mit unbekannten Aufenthalt verlassen

hatte und überhaupt keinen Unterhalt zahltec Damit

-sei der Anspruch auf GeschiedenenwitWenrenten nach
5 42 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)

begründet° ‘

Das LSG hat in seinem Urteil vom 14° Dezember 1966

die Revisionzugela—ssen° Die Beklagte hat dieses
Rechtsmittel eingelegt mit dem Antrag?

Qas angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung der Klägerin gegen äas Urteil
des Sozialgerichts Speyer vom 13„ März 4965
zurückzuweiisen°
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Sie rügt einmal unrichtige Anwendung des S 42 AVG V

und des 5 58 EheGo Hier vertrete das Bundessozial—_
géricht (BSG) zu Recht in ständiger Rechtsprechung „*

die Auffassung, daß die geschiedene Ehefrau sich alle

Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit anrechnen lassen

müsseo Im übrigen habe das LSG die 55 105, 428 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verletzte Die Frage?

welcher Unterhalt nach den Lebensverhältnissen
der geschiedenen Ehegatten als angemessen im sinne

des S 58 EheG anzusehen sei, beurteile sich‚ wovon
„auch das LSG ausgegangen sei, nach den beidersei— „
„

tigen Lebensverhältnissen im Zeitpunkt der Scheidungé}
Hier hätte das LSG aber nicht ohne weiteres davon *

ausgehen dürfen, daß die Einkünfte des früheren
Ehemannes zur Zeit der Scheidung ebenso hoch ge—
wesen seien wie im Zeitpunkt seines Todes? sondern

noch weitere Ermittlühgen anstellen müsseno „

Die Klägerin beantragt9

die Revision zurückzuteisen‚

da das angefochtene Urteil richtig seio

II
Die im wesentlichen begrändete Revision der Beklagten
muß schon deshalb zur Aufhebung des angefochtenen

Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an die

Vorinstanz führen, weil zulässige und begründete

Revisionsgründe gegen die für die Beurteilung der

Leistungsfähigkeit des Versicherten maßgebenden tat—

sächlichen Feststellungen im angefochtenen Urteil
‚v

vorgebracht sinde ’ ‘

Die Beklagte hatte demLSG_mitSchriftsatz von 6° De—
zember 1966 mitgeteilt, die Höhe des Einkommens des ‘

Versicherten im Jahre 1962 (Jahr der Entscheidung) sei

_ 5 _'
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nicht bekannt° Die Beitragsleistung zur deutschen
Rentenver3icherung ende mit dem 31° August 19590

Nach Mitteilung des französischen Versicherungs—
trägers habe der Versicherte vom28° März 1965

bis 80 Juli 1965 Beiträge Zur französischen
_

Sozialversicherung entri’é‘htet° Für den Zeitraum
von 1959 bis 1962 fehlten Angaben und Unterlagen
über eine etwa ausgeübte Beschäftigung und das

dabei erzielte Entgelte Falls es darauf noch an—
kommen sollte— nach Ansicht der Beklagten entfiel

eine Unterhaltsverpflichtung des geschiedenen

Ehemannes bereits wegen fehlender Bedürftigkeit

der Klägerin —, werde angeregt, die Frage des

Einkommens des Versicherten im Jahre 1962 durch

weitere BeWeisaufnahme zu klären° Unter diesen

Umständen war es nicht gerechtfertigt, Von dem im

Frühjahr 1965 erzielten Verdienst auf einen ent”,

sprechenden Jahresarbeitsverdienst zu schließen

und weiter noch davon ausZugéhen„ der Versicherte

habe diesen auch zur Zeit der Scheidung gehabt

und sei deshalb nachhaltig und für dauernd fähig

gewesen, Unterhalt.zu leisteno Mit Recht sieht

die Beklagte hierin einen Verstoß gegen_die 55 105,

128 SGGo Ermittlungen zur weiteren Klärung des

Sachverhalts, nämlich Einholung von Auskünften von

französischen Behörden (Arbeitsamt, Sozialamt,

Finanzamt) oder die Anhörung von Arbeitskollegen

sind möglich und hätten jeden;alls versucht wer—
den müssen° Sollten sie zu keinem Ergebnis führen9

so würde die NiChtfeststellbarkeit zumNachteil
desje■igen'Prozeßbeteiligten führen, der sich
für seinen Anspruch auf die Leistungsfähigkeit

des Mannes beruft, nämlich der Klägerin° Bereits

dieser Fehler nötigte zur Aufhebung und zur Zu—
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rückverweisunä nach 5 170 Abso 2 Satz 2 SGG?weil

es damit an ausreichenden Feststellungen über die‘

finanzielle Leistungsfähigkeit des Versicherten“

fehlt° ' '

Aber auch soweit das angefochtene Urteil die Unterhalts—

bedüritigkeit der Klägerin anerkannt hat, weil sie
V

sich ihren Arbeitsverdienst nicht anrechnen zu lassen

brauche, gibt es zu Bedenken Anlaß° % 58 des vom
Konntrollfat erlassenen Ehegesetzes vom 26° Februar

V
1946 (EheG 46) gibt der geschiedenen Frau einen

‘V
Unterhaltsanspruch gegen den allein oder überwiegend fv

für schuldig erklärten Mann nur, soweit die Einkünfte

aus ihrem Vermögen und die Erträgnisse einer Erwerbs—"x

tätigkeit nicht ausreichen? die Erau also der Unter— V

haltsleistung durch den Mann bedarfo Dazu hat der 12°

Senat des BSG entschieden? die geschiedene Frau müsseji

sich auf ihr2n Unterhaltsanspruch gegen den Mann "

alle Erträgnisse anrechnen lassen, die sie durch einegd

mögliche unduzumütbare Erwerbstätigkeit erlangen
.

könnte; ihre Unterhaltsbedürftigkeit entfalle, wenn sie
eine sich ihr bietende Gelegenheit, durch zumutbare

Arbeit den angemessenen
Unterhalt selbst zu verdienen‚”

ungenützt lasse (BSG 26, 295)° Im vorliegenden Rechts—:

streit handelt es sich indessen umgekehrt um die Frage,

ob eine geschiedene Frau einen Arbeitsverdienst; den V

sie tatsgchlich erzielt‚ sich in jedem Falle auf ihren.
Unterhaltsanspruch anrechnen lassen muß° Dazu hat das \

BSG in früheren Entscheidungen aus dem Wortlaut des

% 58 EheGes im Vergleich mit demWortlaut des
‚5.66 EheG58 geschlossen9 daß tatsächlich vorhandenes.d

Erwerbseinkommen der Frau stets anzurechnen ist, alsol

aueh—dann9 wenn ihr an sich die Aufnahme einer Arbeit '

z°Bo wegen Krankheit oder aus sonstigen Gründen nicht

zuzumuten ist (BSG 9‚ 86)„ Diese Rechtsprechung, der

_'7 _A'
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sich auch der erkennende Senat angeschlossen hat

(Urteil„„vom50Mai 1961—‚| RA49/59)?betraf '
aber Versicherungsfälle aus der Zeit vor der
Beendigung des Besatzungsregimes durch den sogo

Überleitungsvertrag, der am 5° Mai 1955 in Kraft
getreten ist° Da die Unterhaltsberechtigung der

geschiedenen Frau nach dem Recht zu beurteilen

-ist‚ das im Zeitpunkt des Todes des Versicherten

(Versicherungsfall) gegolten hat (BSG 5, 276),

war für jene vor;dem 5° Mai 1955 eingetretenen

Versicherungsfälle von $ 58 Abs° 1 EheG 46 auszu—
gehen‚ wie er damals verstanden wurde! Dabei War '

indes einmal zu beachten, daß der Billigkeitser—
wägungen zugelassenngusatz in 5 66 des EheG
584£;die von ihr den Umständen nach erwartet wer—
den kann" in der vom Kontrollrat erlassenen Fassung

des Gesetzes gestrichen werden isto_Sodann war

die Unterhaltspflicht für Mann und Frau sehr unter—

schiedlich geregelt und diese wesentlich günstiger

gestellt als der Manno

Zwar gilt das EheG46erdlnach dem Wegfall des BesatzungSw-
statuts bis heute im wesentlichen unverändert weiter°

Nach Teil I Art° 1 Abs[) 2 des Vertrages zur Regelung
aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom

26„ Mai 1952 (BGBl II 1955, #05) darf Kontrollrats—

recht nur nach Konsultation mit den "Drei Mächten".

abgeändert oder aufgehoben werden, und nach Art„ 152
a

des Grundgesetzes (GG) gehen die Bestimmungen des

Überleitungsvertrages dem GGvor° Deshalb ist das
EheG von 1946 grundsätzlich weiterhin ohne Rücksicht
auf seine Vereinbarkeit mit dem GG und dem am 1° April

1955 in Kraft getretenen Gleichberéchtigungsgrundsatz

fdtanzuwendeno Auch kann das EheG 46 nicht von den deutschen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


' 8 “«.xi-

Gerichten auf seine Vereinbärkeit mit dem GG hin"

überprüft werden° Insbesondere ist insoweit die
Verwerfungskompetenz des Bundesverfassungegeribhts

(BVerfG) ausgeschlossen (vgl° BVerfGE 15, 557)°

Gleichwohl ist damit das EheG 46 als Kontrollrats—

recht dem Einfluß des GG und der späteren Rechts—

entwickluug in der Bundesrepublik nicht in jeder

Hinsicht entzogen (ebenso Hoffmann/Stephan, EheG
_

20 Auflo % 58 Note 6 sowie BVerfG, FamRZ 1960, 197)°

Soweit es der Auslegung fähig ist, nimmt es gleich—._

falls teil an den verbindlichen & wertentscheidungen

des GG° Auch ist in diesem Zusammenhang das Gleiche

berechtigungsgesetz vom 180 Juni 1957 (BGBl I 609)

zu beachten, das u„ao das eheliche Unterhaltsrecht

neu geregelt hat (vgl° 55 1560, 1560 a, 1560 b und

1561 BGB)„ Es leuchtet aber nicht ein, daß die
Unterhaltsberechtigung der geschiedenen Frau nach

5 59 EheG wesentlich anders oder gar günstiger sein
soll als die der von ihrem Mann getrennt lebenden

,
Ehefrau nach 5 1561 BGB(] Mit Rücksicht hierauf ist

es zu vertreten, daß nunmehr, wie der Senat im Ein—

vernehmen mit dem 8° denat des BSG annimmt, im Rahmen

einer zulässigen Auslegung die Unterhaltspflicht und>v

die Unterhaltsberechtigung nach % 58 EheG für Mann

und Frau einander angenähert werden„ Dafür kann dann

allerdings andererseits jetzt, wie das LSG an sich
mit?Re0ht angenommenhat, die Anrechnung ei■€s tat-
sä0hlfch erzielten Einkommens, möge es in einem Bar—
verdienst oder in Sachleistungen bestehen, bei der
Anwendung des % 58 EheG unter dem Gedanken der Zu»
mutbarkeit dann unterbleiben, wenn ZOB° der Unterhalts—

bérechtigte sich seiner Unterhaltspflicht entzogen und

die Frau nur aus Not gearbeitet hat° Deshalb ist es
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insoweit durchaus denkbar, daß sich der Rechts-

zustand in mehrfacher Hinsicht geändert hat

(ebenso Hoffmannéätephan‚ Ehege3etz 20 Auflnl
% 58 Note 7 sowie BVerfG in FamRZ 1966, 197)°

Zwar werden die Versicherungsträger und die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit im allgemeinen auch heute
noch■davon ausgehen können9 daß eine Erwerbstätig—

keit, der die geschiedene Frau zur Zeit des Todes

des Mannes nachgegangen ist, von ihr auch "zumut—

bar" verrichtet worden ist° Es sind d?doch Fälle
denkbar, in denen die Verweisung der geschiedenen

Frau auf das von ihr erzielte Erwerbseinkommen

— wie 5 1561 Abs° 2 BGB in ähnlichem Zusammenhang

sagt — grob unbillig wäre° Auf Fälle dieser Art,

die verhältnismäßig selten sein werden, läßt

sich aus den angeführten Gründen die frühere Recht—

sprechung des Senats nicht mehr anwenden° Vielmehr

ist auch im Rahmen von @158 EheG 46 auf den Unter—

haltsanspruch der geschiedenen Frau ein Arbeits—
vérdienst.nicht anzurechnen, wenn und soweit der

auf Unterhaltsleistung in Anspruch genommene Mann sie

darauf zumutbar, doh° billigerweiße nicht ver—

weisen kann° In solchen Fällen besteht eine Unter-

haltsbedürftigkeit der geschiedenen—Frau auch

trotz eines für ihren angemessenen Unterhalt etwa

ausreichenden eigenen Erwerbseinkommens°

Es kann sich jedoch nur um besondere Fälle handeln,
in denen tatsächlich erzieltes Erwerbseinkommen nicht

_auf den Unterhaltsanspruch des Unterhaltsberechtigten
anzurechnen ist° Selbst wenn eine Frau erwerbstätig

“ist, ohne dazu verpflichtet zu sein, berechtigt dies
noch nicht dazu„ ohne weiteres ihr Einkommen bei der
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Berechnung der Unterhaltsverpflichtung des Mannes'
_

nicht zu berücksichtigen (BGH, BB 4967, 694; Bursch‚5

NJW1968, 4299 454 mit weiteren NachweisenhVor“ "
allem trifft es nicht zu, daß jede Frau, die ein

oder zwei schulpflichtige Krnder hat, ganz allge—

mein die Verrichtung einer Erwerbstätigkeit als un?“-
zumutbar bezeichnen darf„ weil sie durch die Be—

treuung ihres Haushalts und ihrer Kinder voll und

ganz in Anspruch genommen sei° Eine solche Be—

trachtung wird der Entwicklung, welche die Frauen—

arbeit in den Jahren nach dem 20 Neltkrieg gemacht
hat, nicht gerechte Nach dem Bericht der Bundes—

regierung über die Situation der Frauen in Beruf,

Familie und Gesellschaft f Frauenenquete =Bericht —
(BT—Druckso V2909 So 65) waren 4962 von 400 Müttern

mit Kindern unter 14 Jahren 5499 erwerbstätig° ■ach

Specht, Materialien zur Soziologie der Frauenarbeit

(Der Medizinischev■achverständige 49689 25 ff)‘) der

.
die wirtschaftlichen&) finanziellen und psychologi—

' schen Motive für die ständig zunehmende Erwerbstätig-
keit der Frauen mit und ohne Kinder näher untersucht;

hat, waren damit 1962 etwa 2„5 Millionen Mütter mit “

Kindern unter 44 Jahren berufstätig° In dem neuesten}:

Bericht der Bundesregierung über die Lage der „ 3
"°

Familien (BT—Drucks° V/ 2552) wird eine weitere

starke Zunahme der weiblichen Erwerbstätigkeit bei.

den außerhäuslich berufstätigen Frauen mit Kindern
unter 14 Jahren festgestelltc Das angefochtene Urteil

läßt nicht erkennen, ob das LSG dieser Entwicklung‚

die zu einem neuen Bild der berufstätigen Frau ge—

führt hat (vgl° hierzu Becker, Teilzeitarbeit von
Frauen und Müttern, Zeitschrift für Fürsorgewesen

_4968? 50), bei seiner Entscheidung genügend Rechnung
V

getragen hat„ Auch hängt die Beurteilung der Frage?

ob und unter welchen Voraussetzungen es
unbillig

er»_
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‘scheint, die geschiedene Frau auf ein tatsächlich

erzieltes Einkommen zu verweisen, von den gesamten“

Umständen des Falles ab° Hierzu gehören außer dem .

Lebensalter der Frau zoBo ihre körperliche Leistungs-

fähigkeit, ihre Vorbildung, eine etwaige Erwerbs-

tätigkeit vor und während der Ehe sowie die besonderen

Arbeitsbedingungen, wie hier die Möglichkeit zur

Teilzeitarbeit in den Abendstunden und - wenn Kinder

vorhanden sind — die für sie etwa bestehenden Be—

treuungsmöglichkeiten° Im vorliegenden Fall be—
':steht außerdem die Besonderheit, daß eines der beiden

Kinder der Klägerin nicht vom Versicherten stammt

(vgl° hierzu FamRZ 1961, 514; 1966, 197)„ Die Be—
gründung des LSG„mit der es die Anrechenbarkeit des

Arbeitsverdienstes der Klägerin verneint, reicht
somit nicht aus°

Entgegen der Meinung der Beklagten ist andererseits

aber auch fraglich, ob ein Unterhaltsanapruch der

Klägerin schon mit der Begründung verneint werden

kann, daß sie im Hinblick auf ihr Einkommennicht
bedürftig gewesen sei° In den Rentenversicherungen

wird für die Anspruchsberechtigung der geschiedenen

Witwe nicht darauf abgestellt, ob sie bedürftig ist,

sondern, von den anderen Alternativen des 5 42 AVG
(= % 1265 RVO) abgesehen, darauf, daß sie zur Zeit
des Todes des Versicherten von ihm nach den Vorschrif—

ten des Ehegesetzes Unterhalt verlangen konnte[) In

diesem Zusammenhang wird_sich das LSG einmal mit BSG,

SOZR 5-1265 RVG Nr° 16, andererseits mit der der—

zeitigen Praxis der Zivilgerichte zur Ermittlung der
:„Unterhaltsberechtigung dem Grunde und der Höhe nach

befassen müssen° Dort wird grundsätzlich vom sog°
Drittelungsprinzip ausgegangen (vg).o Millauer und
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Pabst in NJW 1967, 1061 und 2248; s() aber auch Stau—

dinger/Hübner % 1561 BGBNote 14 sowie Hoffmann/Stephan
@ 58 EheG Note 55, die mit vielen anderen generelle V

Berechnungsmethoden grundsätzlich ablehnen)° Dieses

wird jedoch entgegen der Auffassung des LSG, wenn
.beide Ehegatten verdienen, im allgemeinen dahin ver—

standen, daß der Frau,diei■dsi■egel der weniger ve:—
dienende Teil ist, ein Drittel, uoU° auch zwei Fünftel
der Summe beider Einkommen (so - wenn auch mit gewissenl

Mödifikationen — die Rechtsprechung der Berufungskammerh

des LSG Düsseldorf) bzwc des Mehrverdienstes des Mannes
( so die sog„ Hamburger Formel, vgl° LSG Hamburg, Breit—

haupt 1968, 154) zusteheno Die Ehefrau kann daher bei

entsprechenden Einkommens; und Vermögensverhältnissen

selbst dann noch Unterhaltsansprüche haben, wenn bei.

anderen Lebensverhältnissen ihre Bedürftigkeit Zu ver—

meinen wäre„ Die Frage der Unterhaltsberechtigung eines,

Ehegatten beschränkt sich keineswegs allein darauf, ob '

der eine Teil leistungsfähig und der andere Teil be— ,

dürftig ist° Es ist vielmehr stets eine-auf den Einzel—'
fall abzustellende individuelle Betrachtung erforderlich

(so bereits BSG 5, 276)° Dabei sind ua Unterhalts—

leistungen der ges;hiedenen Eheleute an bzw° Unterhaltse

verpflichtungen gegenüber ihren unterhaltsberechtigten

Kindern vor Anwendung der Teilungsregel anteilmäßig

absuziehen (vgl° Millauer aaO 8° 1065}, wobei indes

der Anteil der Mutter zu kürzen ist, wenn sie das Kind

betreut (vglc Bursch, NJW 1968, 429)°

Hiernach ist es durchaus denkbar, daß die Klägerin

unter Berücksichtigung der Lebensverhältnisse der Ehe—

gatten zur Zeit der Scheidung (vgl° Hoffmann/Stephan,

% 58 EheG Note 51 und 52) und bei entsprechendem „

Dauereinkommen ihres Mannes und beim Fehlen sonstiger

Verpflichtungen (@ 59 EheG) zur Zeit seines Todes

trotz ihrer eigenen Einkünfte gegen ihn mehr als einen

nur geringfügigen Unterhaltsanspruch hatte (vglo BBG 22,

—43—»
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 15-_
44 undSozR@1265Rvo„Nro9 und54 sowie .4'RJ 447/67 vom 54„ Januar\3968)° Das aber würde_

ausreichen, um für sie einen«änsPruch auf Ge—

schiedenenwitwenrente nach 5 42 AVG zu begründen?

Auchin rechtlicher Hinsicht ist somit das an—
gefochtene Urteil nicht zu haltene

‘ Da noch nicht alle Fragen geklärt sind, vön denen
hiernach die Beurteilung des Streitfalls abhängt,

muß somit auch aus diesem Grunde der Rechts—

.streit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an
das L‚G zurückverwiesen werdeno

Die Köstenentscheidung bleibt dem abschließenden

Urteil des LSG vorbehalten°
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